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Probleme und Chancen 
der Entwicklung ländlicher Räume
Aloys Altmann, Wilhelm Peters, Braunschweig

Mit der spürbaren Verringerung des gewohnten Bevöikerungs- und Wirtschaftswachstums wu 
seit 1974 der Spielraum der regionalen und sektoralen Strukturpolitik enger. Die schon vorher prol 
matische Entwicklung der ländlichen Räume scheint unter diesen Vorzeichen einen bedrohlichen Verl 
zu nehmen. Daher drängt sich die Frage nach den Möglichkeiten und Entwicklungsgrenzen der lä 
liehen Räume auf.

REGIONALPOLITIK

Nach dem Raumordnungsgesetz werden länd­
liche Räume im allgemeinen als Restgröße 

zwischen dem gesamten Raum und den Verdich­
tungsräumen sowie deren Randbereichen defi­
niert ’ ). Für die Ausgestaltung räumlich differen­
ziert w irkender politischer Maßnahmen erscheint 
jedoch eine weitergehende Abstufung des länd­
lichen Raumes erforderlich, durch die der Bezug 
zwischen der bisherigen räumlichen Entwicklung 
und deren Ursachen einerseits und der zukünftig 
anzustrebenden Entwicklung andererseits herge­
ste llt werden kann 2). Für die künftige Politikgestal­
tung wird häufig als ein grobes Raster räumlicher 
Bezugsebenen folgende Dreiteilung nach funktio­
nalen Kriterien verwendet3):

□  ländliche Räume im Einzugsbereich von Ver­
dichtungsräumen;

□  ländliche Räume im Einzugsbereich ausgebau­
ter M ittelzentren;

□  ländliche Räume mit schlechter zentralörtlicher 
Struktur.

Diese Abgrenzung erlaubt einen Rückblick auf 
strukturelle Besonderheiten und sozioökonomi- 
sche Gesetzmäßigkeiten sowie einen Ausblick auf 
künftige Wachstumschancen hinsichtlich der Ein-

') Vgl. Bundesraumordnungsprogramm 1975, in: Schriftenreihe 
„Raumordnung“ des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Bonn 1975, S. 5.
2) Vgl. dazu U. B r ö s s e : Raumordnungspolitik, Berlin, New York 
1975, S. 64.
3) Vgl. z. B. Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.): Entwicklung länd­
licher Räume, Bonn 1974, S. 1 ff. und S. 90 ff.

Dr. sc.agr. Aloys Altmann, 31, und Dr. sc.agr. 
Wilhelm Peters, 34, sind wissenschaftliche 
Mitarbeiter des Instituts für Strukturfor­
schung der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft in Braunschweig.

wohner, Wohnungen, Arbeitsplätze usw., da 
siedlungsstrukturelle und raumfunktionale Mc 
male verknüpft.

Die Verdichtungsräume waren bisher durch 
reges Wachstum gekennzeichnet, das m it il- 
flächenmäßigen Ausdehnung, m it Wandlunger 
der Branchenzusammensetzung, m it überprop: 
tionalen Einkommenserhöhungen der dort Leb 
den usw. verbunden war. Neben zahlreichen p< 
tiven Effekten einer starken räumlichen Konz 
tration von Arbeit und Kapital fü r die betreffei 
Bevölkerung sind jedoch auch negative Aus\ 
kungen zu nennen. Die Umwelt- und Wohnverh 
nisse haben sich m it der zunehmenden Balli 
zum Teil verschlechtert, was zu Verlagerungen ' 
Wohn- und Wirtschaftsstandorten in die Randzoi 
der Verdichtungsräume führte. Verkehrsproble 
bzw. deren Lösung verursachen überdurchschi 
lieh hohe Kosten, und soziale Probleme der \ 
städterung treten hier in besonderem Maße in 
scheinung4).

Die verdichtungsnahen ländlichen Räume t  
die dort lebende Bevölkerung partizipieren 
m ittelbar an dieser Entwicklung. Die verdichtur 
fernen ländlichen Räume weisen dagegen e 
vergleichsweise geringe Wirtschaftskraft auf. AI 
native Einkommensmöglichkeiten für in der La 
Wirtschaft Beschäftigte sind hier in einem weit 
ringerem Maße und häufig nur in größerer Ent 
nung vom Wohnort vorhanden. Das quantitativ 
ringe Angebot an Arbeitsplätzen ist meist a 
als qualitativ unterdurchschnittlich einzustufen. 
Ausstattung mit infrastrukturellen Einrichtuni 
erreicht nur selten das Niveau der Verdichtur 
räume5). Diese Unterschiede zwischen den '

‘) Vgl. dazu u. a. Deutscher Bundestag (Hrsg.): Raumordni 
bericht 1974 (BT-Drucksache 7/3582), Bonn 1975, Abschnitt C.
5) Vgl. ebenda.
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REGIONALPOLITIK

dichtungsnahen und den verdichtungsfernen länd­
lichen Räumen sind Folgen und gleichzeitig Ur­
sachen einer zunehmenden Divergenz hinsichtlich 
der regionalen Wirtschaftskraft und der Pro-Kopf- 
Einkommen. Lediglich in Phasen eines außerge­
wöhnlich starken wirtschaftlichen Wachstums sind 
vereinzelt Anzeichen für eine konvergente Entwick­
lung zwischen diesen Gebietskategorien zu be­
obachten gewesen6).

So erscheint es verständlich, daß eine kräftige 
(Netto-) Abwanderung aus ländlichen Gebieten mit 
schlechter zentralörtlicher Struktur stattfindet. Ziel 
der Wandernden sind sowohl ländliche Räume mit 
guter zentralörtlicher S truktur7) als auch Verdich­
tungsräume mit ihren Randzonen. Gleichzeitig 
wandern jedoch auch aus den Mittelzentren zahl­
reiche Personen in die Verdichtungsräume. Diese 
Beobachtungen deuten darauf hin, daß die M ittel­
zentren und die sie umgebenden ländlichen Räume 
zwar eine gewisse Attraktivität ausstrahlen, jedoch 
im Wettbewerb um die Ansiedlung und die Erweite­
rung von Industrie- und Dienstleistungsbetrieben 
sowie von öffentlichen Einrichtungen und derglei­
chen den großen Verdichtungsräumen kaum ge­
wachsen sind.

Ursachen der Unterschiede

Die aufgezeigten Unterschiede bei der Struktur 
und Entwicklung zwischen den drei Raumtypen las­
sen sich auf ihr regionales Entwicklungspotential 
zurückführen. Darunter ist die maximal mögliche 
Menge an Gütern und Leistungen zu verstehen, die 
eine Region bei effizienter Nutzung a ller ihrer Res­
sourcen (im weitesten Sinne) erzeugen kann, oder 
der potentielle Einkommenswert dieser Ressourcen 
selbst8). Das regionale Entwicklungspotential ist 
für die Entwicklung der Produktions- und Sied­
lungsstruktur entscheidend, denn das räumlich 
mobile Kapital versucht eine Kombination der für 
Beschaffung, Produktion und Absatz des jew eili­
gen Betriebes relevanten Standortfaktoren zu fin ­
den, die zu einer Maximierung des Gewinns 
führt9).

Der Prozeß der Standortwahl des privaten Kapi­
tals trägt jedoch nicht zwangsläufig auch zu einer 
für die gesamte Gesellschaft optimalen räumlichen 
Verteilung der wirtschaftlichen Aktivitäten bei. 
Denn die von den Unternehmen zu erzielenden 
Produktpreise und zu entrichtenden Preise für Pro-

*) Vgl. dazu u .a .  A . K r a u s  : R eg io nale  V erte ilung d er w irtschaft­
lichen Leistung 1961, 1970 und 1972 nach Entw icklungsräum en, 
Landkreisen und kre isfre ien  Städten, in: Statistische M onatshefte  
Niedersachsen, 29. Jg . (1975), S. 318—325.
') Genauer: D ie d iesen G ebietstyp charakterisierenden M itte l­
zentren.
') Vgl. dazu D. B l e h l ,  E.  H u s s m a n n  e t a l.:  Bestim m ungs­
gründe des reg ionalen  E n tw icklungspotentials, Tüb ingen 1975, 
S. 14 f.
’) Vgl. dazu W . K l ö p p e l :  D ie  M o b ilitä t des privaten Kapitals  
und ihre Bedeutung für d ie  R e g io n a lp o litik , M ünster 1973.

duktionsfaktoren entsprechen nicht überall deren 
tatsächlichen Knappheitsrelationen. Für die private 
Wirtschaft ergeben sich „externe Ersparnisse“ in 
den Verdichtungsräumen. Sie lassen sich zurück­
führen auf d ie ’ Konzentration von Betrieben der 
vor- und nachgelagerten Branchen, das quantita­
tive und qualitative Arbeitskräfteangebot, die Ver­
kehrsverbindungen, die kommunalen Ver- und Ent­
sorgungsleistungen, die Fühlungsvorteile usw .10).

Im Vergleich zu den verdichtungsnahen weisen die 
verdichtungsfernen Räume nur geringe Standort­
vorteile auf. Die entsprechend ihrer Produktivitäts­
unterschiede zu erwartenden Unterschiede in der 
Faktorentlohnung für Arbeit sind durch die bis­
herige Lohnpolitik der Tarifpartner weitgehend ab­
gebaut worden. Auch ist das potentielle Arbeits­
kräftereservoir der verdichtungsfernen Räume von 
vergleichsweise geringerer Qualifikation, so daß 
als positiver Standortfaktor allenfalls noch der Fak­
to r „Um welt“ zu nennen ist. Überdies konkurrieren 
diese Räume mit den im Hinblick auf die Kosten für 
Arbeit besonders günstigen Standorten in der 
Dritten W e ltni).

Das Gewicht der Ursachen, die fü r den räumlich 
differenzierten Prozeß wirtschaftlichen Wachstums 
maßgeblich sind, ist jedoch nicht unabhänaig von 
den Determinanten der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung zu sehen. Die Anfang der siebziger 
Jahre zu beobachtende konvergente Entwicklung, 
die in der Ansiedlung arbeitsintensiver Branchen 
und Produktionsabschnitte in verdichtungsfernen 
Gebieten zum Ausdruck kam, ist nicht etwa vorran­
gig auf den Einfluß regionalpolitischer Maßnahmen 
zurückzuführen, sondern eher auf das damals be­
sonders kräftige gesamtwirtschaftliche Wachstum. 
Außerdem dienten die erfolgten Ansiedlungen oft 
nur der kurz- und mittelfristigen Abdeckung von 
Produktionsspitzen und griffen auf weniger quali­
fizierte Arbeitskräfte zurück. Da die Überlebens­
dauer dieser Niederlassungsformen, die auch als 
„verlängerte Werkbänke“ bezeichnet werden, sich 
in Krisenzeiten als gering erwiesen hat, stellen sie 
keinen echten Ansiedlungserfolg d a r12).

Ziele regionaler Strukturpolitik

Dem Bundesraumordnungsprogramm ist zu ent­
nehmen, daß im ländlichen Raum Lebensverhält­
nisse geschaffen werden sollen, die wirtschaftlich, 
sozial und kulturell denjenigen in den Verdich­

10) V g l. dazu D. F ü r s t ,  K.  Z i m m e r m a n n :  Standortw ahl 
industrie lle r Unternehm en, Bonn 1973.

” ) V g l. z. B. H. B o d e n s c h a t z ,  T.  H a r l a n d e r :  Industrie- 
ansledlung im ländlichen Raum , In: S tadtbauw elt, 36. Jg . (1974),
S. 197-201.

12) Vgl. A . E r n s t : Arbe itsm arktpolitische P r io r itä te n  fü r  d ie  reg i­
ona le  W irtschaftsförderung. Ein quantifiz ierter O rientierungsrah­
m en, in: M itte ilungen  aus der A rbe itsm arkt- und Berufsforschung,
7. Jg . (1974), S . 210-241.
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tungsgebieten gleichwertig s in d 13). Dies wird vor 
allem durch die Erhaltung einer ausreichenden Be­
völkerungsdichte und die Schaffung einer ange­
messenen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit so­
wie ausreichender Erwerbsmöglichkeiten auch 
außerhalb der Landwirtschaft angestrebt14). K riti­
ker bezweifeln, daß ein völliger Abbau großräumi­
ger Disparitäten verw irklicht werden kann. Ein Be­
völkerungsrückzug aus Teilen des ländlichen Rau­
mes erscheint ihnen unvermeidbar, wenn nicht gar 
gesamtwirtschaftlich sinnvoll. Entsprechend vor­
sichtig interpretiert der Beirat fü r Raumordnung 
„gleichwertige Lebensverhältnisse“ als Absiche­
rung einer „ . . .  Mindestausstattung an Umwelt­
qualität, Wirtschaftsstruktur, Sozialstruktur, Sied­
lungsstruktur und Infrastruktur in allen Teilräu­
men . . .“ 1S).

Diese Ziele können jedoch langfristig nur dann er­
reicht w erden16), wenn die dazu erforderlichen 
Mittel auf dem Wege des gesamtwirtschaftlichen 
Wachstums erwirtschaftet werden, soll nicht ein 
zunehmend größer werdender Verzicht auf erziel­
bares Sozialprodukt (und Unterbeschäftigung) in 
Kauf genommen werden. Damit rückt das Wachs­
tumsziel in den M ittelpunkt einer auf längere Sicht 
angelegten Wirtschafts- und Strukturpolitik, und 
es stellt sich gleichzeitig auch die Frage nach der 
regionalen und sektoralen Produktionsstruktur, die 
zukünftig eine möglichst hohe Wachstumsrate des 
Sozialprodukts ermöglicht und damit Vorausset­
zungen für eine weitere Verbesserung der Lebens­
bedingungen schafft17).

Von alternativen Fördergebieten bzw. -orten sind 
also diejenigen auszuwählen, in denen der ent­
sprechende Mitteleinsatz einen möglichst hohen 
Beitrag zum Sozialprodukt liefert. Dies wiederum 
können nur Gebiete bzw. Orte sein, die nicht auf 
Dauersubventionen angewiesen sind, sondern die 
bereits ein gewisses Entwicklungspotential be­
sitzen und mit Hilfe einer Förderung zu einem sich 
selbst tragenden Wachstum angeregt werden kön­
nen. Diese grundsätzlichen Voraussetzungen einer 
langfristig erfolgreichen Strukturpolitik müssen un­
abhängig von den wechselnden Rahmenbedingun­
gen gegeben sein.

Veränderte Rahmenbedingungen

Etwa seit der „Energiekrise“ 1973 und der „W irt­
schaftskrise“ 1974/75 haben sich nicht nur in der 
Bundesrepublik Deutschland die Rahmenbedin­
gungen für die wirtschaftliche und gesellschaftliche

13) V g l. B undesraum ordnungsprogram m  1975, a .a .O ., S. 1 f.

H ) V g l. Raum ordnungsgesetz, § 2, Abs. 5.

,!) B e irat für Raum ordnung: Em pfehlungen vom 16. Juni 1976, hrsg. 
vom Bundesm inister für Raum ordnung, Bauwesen und Städtebau, 
Bonn-Bad G odesberg 1976, S. 22.
14) Von der M öglichkeit, daß sie auf Kosten anderer Bevölkerungs­
gruppen realis iert w erden, sei h ier abgesehen.

Entwicklung grundlegend geändert18). An die Stel 
des stetigen demographischen und ökonomische 
Wachstums der sechziger und frühen siebzig* 
Jahre sind die Probleme einer schrumpfenden Bi 
völkerung sowie einer nur unbefriedigenden Wir 
schafts- und Beschäftigungsentwicklung getrete

Aufgrund der rückläufigen Bevölkerungsentwid 
lung und der partiell gesättigten Nachfrage nac 
bestimmten Konsumgütern wächst der private ur 
bei gleichzeitig angespannter Haushaltslage auc 
der öffentliche Konsum nur verhalten. Die inte 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der stark expoi 
orientierten westdeutschen Industrie ist gleicl 
zeitig aus verschiedenen Gründen gesunken: D 
realen Lohnstückkosten sind in der Bundesrepi 
b lik  im internationalen Vergleich infolge der Lohi 
Politik und der Wechselkurskorrekturen am höd 
sten. Hinzu kommen eine nachlassende Kaufkre 
der traditionellen Handelspartner (Frankreich, Eni 
land, Italien), eine wachsende Marktmacht der Rol 
stoffländer, eine zunehmende Integration der En 
wicklungsländer in die Weltwirtschaft und ein gi 
steigertes Umweltbewußtsein in der Bundesrep 
blik selbst. Insgesamt verläuft bei der geänderte 
Nachfragestruktur und der sich verschlechternde 
Wettbewerbssituation die Investitionstätigkeit g< 
dämpft, wobei arbeitskräftesparenden Projekte 
möglichst der Vorzug gegeben wird. Hinzu komrr 
daß dem Spielraum der öffentlichen Hände, evei 
tuellen Fehlentwicklungen durch eine Global- odi 
Strukturpolitik gegenzusteuern, enge finanziel 
und instrumentelle Grenzen gesetzt sind.

Voraussichtliche regionale Auswirkungen

Hiermit ging eine Änderung der Struktur des ve 
bleibenden Entwicklungspotentials einher: Zusät 
liehe Arbeitsplätze entstehen z. B. entgegen d< 
bisherigen Erfahrungen nur noch im Dienstl« 
stungsbereich und allenfalls in „know-how-inte 
siven“ Industriebranchen. Das veränderte gener 
tive Verhalten und die strukturellen Veränderung« 
vor allem im industriell-gewerblichen Bereich w 
ken sich in ländlichen Räumen mit schlechter ze 
tralörtlicher Struktur am stärksten aus, da d 
räumlichen Konzentrationstendenzen offenslchtlii 
zunehm en19):

□  Das industrie lle Wachstum konzentriert sii 
künftig noch stärker als bisher auf Branchen n 
hoher Forschungsintensität, hoher Qualifikatic

’7) V g l. dazu H. G i e r s c h : Das ökonom ische G rundproblem  < 
R egio nalp o litik , in: H . J ü r g e n s e n  (H rsg.): G estaltungsp  
blem  der W eltw irtschaft, Gött'mgen 1964.

,s) E ine ausführliche D arstellung d ieser Fragen von verschieden  
Autoren ist in: In form ation zur Raum entw icklung, Heft 1/2 1! 
(„Neue Prognosen für d ie  Raum ordnung"), B onn-B ad Godesbs 
1977, zu finden.

,9) V g l. dazu D. S c h r o e d e r :  V eränderte  Rahm enbedingung  
für das Entw icklungspotential an A rbe itsp lätzen , in: Raumforschu 
und Raum ordnung, 34. Jg. (1976), Heft 6, S. 277-288.
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der Arbeitskräfte und hohen Ansprüchen an die 
Agglomerationsvorteile des Standorts.

□  Die expandierenden Dienstleistungsbereiche 
setzen hohe lokale Absatzpotentiale, Verkehrs- und 
Kommunikationsverbindungen sowie ebenfalls 
hochqualifizierte Arbeitskräfte voraus.

□  Für qualifizierte Arbeitskräfte gewinnen die 
Vorteile des Wohnortes an Bedeutung, die ihrer­
seits wieder von der zentralen Lage abhängig sind.

□  Anders als zu Zeiten der Oberbeschäftigung 
und der spürbaren regionalen Lohndifferenzen hat 
die große Anzahl verfügbarer Arbeitskräfte in länd­
lichen Räumen kaum noch fü r die Neuansiedlung 
von Betrieben Bedeutung.

□  Nach der Raumordnungsprognose 199020) wer­
den die skizzierten Probleme durch das Wande­
rungsverhalten der Bevölkerung verschärft, so daß 
ein „kum ulativer Schrumpfungsprozeß“ im länd­
lichen Raum zu befürchten ist.

Die wachsenden Probleme der Entwicklung ver­
dichtungsferner ländlicher Räume lösen unter­
schiedliche Reaktionen aus: Einerseits wächst die 
Erkenntnis, daß die Probleme des ländlichen Rau­
mes nur bei einer engen Abstimmung der verschie­
denen dort wirksamen Politikbereiche und durch 
eine wachstumsorientierte Schwerpunktbildung in 
entwicklungsfähigen Zentren lösbar s ind21). Ande­
rerseits mehren sich die Forderungen nach einer 
grundsätzlichen Überprüfung der Ziele und Förde­
rungstätigkeiten der regionalen und sektoralen 
S trukturpolitik22). Am vernehmlichsten sind die 
Stimmen derer, die die ihrer Ansicht nach gegen­
wärtig fehlenden Voraussetzungen fü r jedwede 
Wachstumspolitik zum willkommenen Anlaß neh­
men, für eine verstärkte Verteilungspolitik einzu­
treten. Damit sind allerdings die aufgezeigten Pro­
bleme einer stagnierenden Wirtschaftsentwicklung 
langfristig nicht lösbar — und schon gar nicht wei­
tere qualitative Verbesserungen der allgemeinen 
Lebensbedingungen realisierbar.

Konsequenzen für die Wirtschaftspolitik

Das Ziel der Wirtschafts- und Strukturpolitik kann 
daher nur ein möglichst kräftiges, dauerhaftes und 
qualitativ ausgewogenes Wirtschaftswachstum 
sein, zumal in marktwirtschaftlichen Systemen nur 
so Vollbeschäftigung zurückgewonnen werden 
kann. Im Rahmen einer neuen Weltwirtschaftsord­
nung und unter den sich ausweitenden EG-Ver- 
pflichtungen muß daher die W irtschaftspolitik ihre

20) Raum ordnungsprognose 1990, in: Schriftenreihe „Raum ordnung"  
des Bundesm inisters für R aum ordnung, Bauwesen und Städtebau, 
Bonn 1976.
21) V g l. z. B. D. F ü r s t ,  P.  K l e m m e r ,  K.  Z i m m e r m a n n :  
Regionale W irtschaftspolitik , D üsseldorf 1976.
22) Vg l. z. B. H. P r i e b e : G rundfragen d er zukünftigen R eg io nal­
politik, in: W IR TS C H A FTS D IE N S T, 57. Jg . (1977), Heft 5, S. 253-257.

bislang häufig allzu kurzfristige Orientierung zu­
gunsten einer m ittel- bis langfristigen Verstetigung 
aufgeben23). Auch dies dürfte am ehesten durch 
ein unbeirrbares Festhalten an der Priorität des 
Wachstumszieles, natürlich unter Berücksichtigung 
ausgleichs- und stabilitätspolitischer Nebenbedin­
gungen, gelingen.

Folgt man der skizzierten regionalen Diagnose, so 
hängt die Entwicklung ländlicher Räume in erster 
Linie von den gesamtwirtschaftlichen Rahmen­
bedingungen ab. Eine längerfristig erfolgverspre­
chende Therapie muß daher zunächst in globalen, 
erst dann regional und sektoral differenzierten 
Maßnahmen bestehen.

Zur Wiederbelebung des Wirtschaftswachstums 
und zur Rückgewinnung der Vollbeschäftigung ist 
die Belebung der privaten Investitionstätigkeit vor­
dringlich. Dies erscheint nur möglich, wenn künf­
tige Produktivitätszuwächse nicht in voller Höhe in 
Reallohnsteigerungen fließen, sondern über Ge­
winnsteigerungen Anreize zu möglichst beschäfti­
gungswirksamen Investitionen schaffen24). Zwar 
fä llt in diesem Zusammenhang auch dem Staat als 
Anbieter von Gütern und Dienstleistungen, als Ar­
beitgeber und Träger politischer Verfügungsgewalt 
eine wichtige Rolle zu, doch den „Schlüssel zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit durch Kapitalakkumu­
lation“ 25) besitzen die Tarifpartner, die sich zu 
einem „mehrjährigen Pakt für Vollbeschäftigung 
und Wachstum“ 26) entschließen müßten.

Eine Zurückhaltung bei den Reallöhnen böte zu­
dem eine Voraussetzung für die Wiederannähe­
rung der Löhne und Gehälter an die regionale, 
branchenspezifische und qualifikationsabhängige 
Produktivität der Arbeitskräfte. Bisher mindern 
starre Lohnrelationen sowie vermutlich auch das 
System der sozialen Sicherung die regionale und 
sektorale M obilität und lassen eine weiter zuneh­
mende strukturelle sowie friktionelle Arbeitslosig­
keit befürchten. Im Interesse der Wiedergewinnung 
eines stetigen Wirtschaftswachstums und einer 
nachhaltigen Vollbeschäftigung wäre daher eine 
größere Flexibilität der Lohnrelationen wünschens­
wert. Deren mobilitätsfördernde Wirkung ließe sich 
durch eine aktive Bildungs- und Arbeitsm arktpolitik 
mehr als bisher unterstützen und wäre in ihren 
spezifischen Härten sozialpolitisch abzusichern27).

23) V g l. Kom m ission für w irtschaftlichen und sozia len  W andel: 
W irtschaftlicher und s o zia le r W andel in d er B undesrepublik  
Deutschland, Bonn 1977.

24) So etw a versteht sich das vom Sachverständigenrat vorge legte  
„W achstums- und Strukturprogram m “. V g l. Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesam tw irtschaftlichen Entw icklung: Jahres­
gutachten 1976/77, BT-Drucksache 7/5902.

25) H. G i e r s c h :  K onjunkturelle, strukturelle  und in ternationale  
A spekte des A rbe itslosenprob lem s, in: W ege zur Überw indung der 
A rbe its losig keit (K ie le r D iskussionsbeiträge 49), Kiel 1977, S. 42.

26) Ebenda.

27) Vgl. dazu im einzelnen ebenda, S. 42 ff.
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REGIONALPOLITIK

Eine derartige globale Wachstumsstrategie ist 
durch eine regionale und sektorale Strukturpolitik 
zu ergänzen. Die regionale W irtschaftspolitik sollte 
ihre Aktivitäten unter den geschilderten demogra­
phischen und ökonomischen Rahmenbedingungen 
auf ein weitmaschiger als bisher ausgelegtes Netz 
langfristig entwicklungsfähiger Schwerpunkte kon­
zentrieren. Der Versuch, den räumlichen Konzen­
trationstendenzen entgegenzuwirken, ist gegen­
wärtig -  anders als noch Anfang der siebziger 
Jahre — zum Scheitern verurteilt und sollte einem 
in den Einzelheiten noch zu entwickelnden Konzept 
„re lativer Dezentralisation“ 28) weichen.

Strategie der Wettbewerbsstärkung

In den entwicklungsfähigen Mittelzentren sind die 
Lücken bei der Infrastruktur und den Dienstleistun­
gen zu schließen und damit die Standortvoraus­
setzungen für eine produktive und wettbewerbs­
fähige Wirtschaft zu schaffen bzw. zu erhalten. Es 
hat sich gezeigt, daß dies mit den herkömmlichen 
Maßnahmen der regionalen Strukturpolitik nicht im 
gewünschten Maße gelingt. In einem ersten Schritt 
wären daher die Förderungsmaßnahmen stärker 
zu konzentrieren und so auszugestalten, daß die 
Unternehmungen und die Bevölkerung im er­
wünschten Maße reagieren. Auch eine erfo lgrei­
chere Koordination der Maßnahmen und eine Ko­
operation ihrer Träger sind unabdingbar, sollen 
künftig die Effizienzverluste eines bisher oft konter­
karierenden Instrumenteneinsatzes vermieden 
werden.

Neben diesen Maßnahmen zur Verringerung der 
Wettbewerbsnachteile des ländlichen Raumes und 
seiner Mittelzentren ist bei den gegebenen Kon­
kurrenzverhältnissen zwischen den Raumkatego­
rien darüber hinaus eine aktive Verringerung der 
„W ettbewerbsvorteile“ der Verdichtungsräume 
durchzusetzen, wenn ein weiteres Abfließen des 
Bevölkerungs- und Arbeitsplatzpotentials nach 
dort verhindert werden soll. Ein erster — bisher 
allerdings wenig erfolgreicher Schritt — bestünde 
in der Internalisierung externer Kosten und Erspar­
nisse (z. B. im Bereich des Umweltschutzes), um 
eine realistischere Standortbeurteilung zu ermög­
lichen. Erfolgversprechender erscheint das gegen­
wärtig beginnende Abrücken von der starken Be­
vorzugung raumwirksamer Vorleistungen zugun­
sten ordnungspolitischer Eingriffe im Sinne von 
Abgaben, Sperren und Plafondierungen, etwa in 
Form geänderter Schlüsselzuweisungen, Investi­
tionsabgaben, Änderungen der Kilometerpau­
schale oder gar Plafondierung des Wohnungs­
baus29). Für derartige Kostenbelastungen existiert 
aber m it Blick auf das Vollbeschäftigungsziel nur

2S) V g l. G . S  t i e n s : V o rausgesagte Entw icklung und neue S trate­
gien für den ländlichen Raum, in: Inform ationen zur Raum entwick­
lung, Heft 1/2 1977, a .a .O ., S. 139-153.

ein geringer Spielraum, da sie nur in dem Ma 
vertretbar erscheinen, wie dadurch nicht grur 
sätzliche Verschiebungen in den international 
Absatz- und Konkurrenzverhältnissen entstehen1

Diese Strategie der Wettbewerbsstärkung von E 
Wicklungszentren in ländlichen Räumen ist I 
gleichzeitiger Wettbewerbsschwächung der V  
dichtungsräume und ihrer Randgebiete dui 
quantitative und qualitative Veränderungen c 
infrastrukturellen Mindestversorgunq in den lär 
liehen Gebieten, die nicht in den Einzugsbere 
der Entwicklungsgebiete fallen, zu ergänzen. Un 
dem Stichwort „Versorgungsgerechtigkeit“ sei 
hier verbesserte Verkehrswege, die Mehrfachn 
zung von Bauten, Personal- und Sachmitteln, < 
Schaffung zentraler Internatsschulen sowie ei 
„ro llende Versorgung“ m it Sozialstationen, Sp 
kassenbus, Postbus, Büchereibus usw. genannt 
Neben der Ausweitung des Einzugsbereichs v 
ländlichen Arbeitsmarktzentren und Infrastrukt 
einrichtungen durch einen verbesserten Zugang 
eine Förderung der regionalen M obilität der > 
beitskräfte zugunsten der wettbewerbsfähig 
Mittelzentren von Bedeutung.

Eine derartige Strategie zur Entwicklung des läf 
liehen Raumes hat zwar einerseits einen resigi 
tiven Aspekt, indem sie eingesteht, daß aus di 
hochgesteckten Ziel des Disparitätenabbaus c 
realistischere Ziel einer Verhinderung zunehm« 
der großräumiger Entwicklungsunterschiede < 
worden ist. Andererseits läßt sich nur so, we 
auch unter schmerzlichen Einschnitten, langfris 
eine weitere großräumige Verödung und Entli 
rung des ländlichen Raumes vermeiden.

Auch die sektorale Strukturpolitik kann und nr 
zur Überwindung der gegenwärtigen wirtschi 
liehen Lage beitragen, indem sie den Strukt 
wandel stärker als bisher innovations- und p 
duktivitätsorientiert fo rc iert und in sozial vertr 
baren Bahnen ablaufen läßt. Für die Entw ickli 
des ländlichen Raumes kommt insbesondere < 
Agrarstrukturpolitik ein hohes Maß an Verantw 
tung zu: Sie darf sich — trotz entsprechender F 
derungen — nicht vorrangig verteilungspoliti; 
orientieren, sondern sollte vielmehr im Verbi 
m it den anderen Politikbereichen ihren verba 
Anspruch der „Verbesserung der Lebensverh; 
nisse in ländlichen Räumen“ insbesondere du 
eine Förderung der M obilität der Produktionsf 
toren auch de facto aufrechterhalten und da 
den ihr einzig möglichen Beitrag zu dessen la 
fris tiger Verwirklichung leisten.

” ) Vg l. dazu H. G. v. R o h r : Entlastung d er Verd ichtungsräi 
G öttingen 1976.
3°) V g l. D. S t o r b e c k :  C hancen für den ländlichen Raum  
Raumforschung und Raum ordnung, 34. Jg . (1976), Heft 6, S . 269-
3I) V g l. Im einzelnen  G . S t i e n s , a .a .O .

474 WIRTSCHAFTSDIENST 1971


